
Die Partizipation von Kindern und Jugendlichen wird im sozialpäd-
agogischen Diskurs derzeit diskutiert. Durch das Auseinanderdriften 
sozialer Milieus und dem Anwachsen der Kinderarmut rückt die For-
derung nach mehr gesellschaftlicher Teilhabe wieder stärker in den 
Vordergrund. Das Teilhabeversprechen demokratischer Gesellschaf-
ten wird aber angesichts eines immer schwächer aufgestellten Staates 
und einer zunehmenden Entsolidarisierung in breiten Bevölkerungs-
schichten schon grundsätzlich nicht realisiert. Zudem wird die po-
litische und gesellschaftliche Mitgestaltung in der Bundesrepublik 
hauptsächlich durch Wahlen organisiert, wodurch viele junge Men-
schen bis zum 18. Lebensjahr wahlrechtlich bedingt ausgeschlossen 
werden.

Was unter dem Begriff der Partizipation verstanden werden kann, 
zeigt ein Blick in die (west)deutsche Vergangenheit. Ende der 60er 
Jahre beäugte gerade die Neue Linke den Begriff äußerst misstrau-
isch und verstand unter Partizipation vor allem eine Idee der sozialen 
Integration und Assimilation statt des Widerstands und der Emanzi-
pation von und gegen die herrschenden Verhältnisse.1 Eine positive 
Konnotation erlebte der Begriff erst Anfang der 90er Jahre und zwar 
meist im Zusammenhang mit der wachsenden „Politik(er)verdros-
senheit“ junger Menschen. Durch mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
sollte ein Gegentrend zu diesem neuen Phänomen aufgebaut und das 
Interesse an gesellschaftlichen "emen wieder gestärkt werden. Es 
wird deutlich, dass bei einem emanzipatorischen Begriffsverständnis 
Partizipation nicht mit einfacher Teilhabe gleichgesetzt werden kann. 
Unter Partizipation ist zu verstehen, dass freie und gleichberechtigte 
BürgerInnen das Recht haben, das Gemeinwesen aktiv zu gestalten, 
indem sie an öffentlichen Diskussionsprogrammen teilnehmen und 
Entscheidungen in Politik, Staat und Gesellschaft auch entgegen den 
jeweils herrschenden Verhältnissen durchsetzen können.2

Für Kinder und Jugendliche hat die Partizipation eine darüber 
hinaus gehende Stellung. Junge Menschen sammeln zum einen Erfah-
rungen mit demokratischen Strukturen und müssen Verantwortung 
übernehmen. Zum anderen lernen sie Kompromisse zu schließen, 
Meinungen anderer zu tolerieren und vor allem ihre Interessen zu ver-
teidigen. Kinder und Jugendliche erleben sich als „wichtig“ für diese 
Gesellschaft, wenn sie tatsächlich und effektiv auf Entscheidungen, 
die sie betreffen, Einfluss nehmen können.3

In der Realität haben junge Menschen jedoch bis zu ihrem 18. Lebens-
jahr kaum Einflussmöglichkeiten auf politische Entscheidungen, die 
sie selbst oder die Allgemeinheit betreffen. Die tatsächlichen Partizi-
pationsmöglichkeiten erschöpfen sich in der Bildung von politischem 
Bewusstsein und einer Stärkung der Identifikation mit dem hiesigen 

System samt dessen Institutionen. Diese Art von Beteiligung 
wirkt hauptsächlich sozial integrativ und ermöglicht ein rei-
bungsloses und günstiges Umfeld für die Regierungsarbeit. Da 
junge Menschen nicht als Subjekte und Träger von Rechten, 
sondern als Objekte wahrgenommen werden, ist die bestehen-
de Partizipation überwiegend paternalistisch geprägt. Denn 
nicht die politische Praxis soll durch Partizipation von Jugend-

lichen verändert werden, sondern die Jugendlichen selbst, damit sie 
die Politik und das Herrschaftssystem akzeptieren. Der Staat erzieht 
sich die BürgerInnen, die er braucht!4

Insbesondere die Soziale Arbeit rückt als der „weiche“ Teil der So-
zialpolitik in dieses Kampffeld der Integration von jungen Menschen 
in Herrschaftsverhältnisse ein. Denn die von Klassenfraktionen und 
politisch-ideologischen Gruppierungen definierten Zielbestimmun-
gen werden in der gesellschaftlichen Realität in die Praxis der Sozialen 
Arbeit übersetzt, wobei es sich meist um spezifische gesellschaftliche 
Reproduktionsmodalitäten handelt.5 Nicht die Betroffenen in ihrem 
sozialen Kontext stehen also im Mittelpunkt von Sozialer Arbeit, son-
dern politische und ökonomische Machtgruppen. Folglich sind junge 
Menschen, die gerade durch Partizipation und Soziale Arbeit ange-
sprochen werden, in der Realität lediglich Mittel zum Zweck.6 Ihnen 
muss jedoch ein Raum für individuelle Emanzipation von sozialer 
Unterdrückung gewährt werden. Förderlich wäre hierzu eine kritische 
Soziale Arbeit, die die Kompetenz vermittelt, die alltäglichen Wider-
sprüche als Anlass für gesellschaftliche Veränderungen zu begreifen 
und sich nicht nur in den gegebenen ideologischen Verhältnissen zu 
bewegen. Ein solches Verständnis von Sozialpolitik käme sogar den 
gesetzlichen Vorgaben zur Partizipation von jungen Menschen sehr 
nahe. 

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen wird gesetzlich im 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG), Sozialgesetzbuch Acht (SGB-
VIII) gefordert. Insbesondere das rechtliche Programm des KJHG ist 
an der Sicht der jungen Menschen und der Betonung ihrer Subjekti-
vität im Erziehungsprozess ausgerichtet. Die  Kinder und Jugendli-
chen werden als AdressatInnen mit eigenen Interessen in den Mittel-
punkt des Gesetzes gestellt.7 Anhand zweier entscheidender Normen 
zu gesetzlich verankerten Partizipationsmöglichkeiten wird deutlich, 
wie weitreichend der Gesetzgeber die Beteiligungsmöglichkeiten von 
Jugendlichen eigentlich vorsieht. § 8 SGB-VIII regelt, dass Kinder 
und Jugendliche entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie 
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteili-
gen sind. Kinder und Jugendliche können über ihre Beteiligung selbst 
entscheiden, ohne die Eltern zuvor anzuhören. Unter „allen sie betref-

emokratie lebt von der Beteiligung aller! Doch die Realität ist eine 
andere. Paternalistische Strukturen prägen viele Lebensbereiche 
junger Menschen und vermitteln ein falsches Bild von Partizipati-

on. Aber was genau wird rechtlich und tatsächlich unter der Beteiligung 
von Jugendlichen an gesellschaftlichen Prozessen verstanden?



Rückläufig ist dagegen das Interesse bei Jugendlichen aus der unteren 
Mittelschicht, wo 24% in 2002, 29% in 2006 und 26% in 2010 sich 
als politisch Interessiert bezeichneten, sowie in der Unterschicht, wo 
16% in 2002, 23% in 2006 und hingegen nur 16%  in 2010 sich ent-
sprechend charakterisierten.11 Ähnlich verlaufen auch die Werte für 
Aktivitäten und Engagement.12 Diese Werte untermauern die !ese, 
dass sowohl politische als auch gesellschaftliche Partizipation eng an 
das soziale Milieu und den materiellen Verhältnissen der Jugendlichen 
verbunden ist. Wer jungen Menschen den Zugang zu Partizipation 
unabhängig von ihrer sozialen Herkunft sichern will, muss daher zu-
nächst die durch politische Entscheidungen mit herbeigeführte Kin-
der- und Jugendarmut beseitigen.

Unter der Bedingung dieser materiellen Voraussetzung lässt sich 
reale Partizipation junger Menschen vor allem in der Kommune in 
verschiedenen Formen mit unterschiedlichen Zielen und Zielgruppen 
verwirklichen. Die bekanntesten sind Kinder- und Jugendparlamente, 
Kinder- und Jugendforen und projektorientierte Formen wie z. B. So-
zialraumgestaltungen. Wenig überraschend ist, dass die bestehenden 
Partizipationsmöglichkeiten seitens der jungen Menschen wenig ge-
nutzt werden. Neben einem Desinteresse am !ema werden vor allem 
das fehlende Vertrauen in PolitikerInnen und deren mangelnder Res-
pekt gegenüber jungen Menschen als Begründung genannt.13 Es ist zu 
vermuten, dass dieses Misstrauen nicht bestehen würde, wenn frühere 
Beteiligungserfahrungen für die Beteiligten zufriedenstellend gewe-
sen wären, sie sich ernst genommen gefühlt und vor allem die Mög-
lichkeit gehabt hätten, entscheidende Veränderungen an konkreten 
Plänen oder Projekten zu bewirken. Nicht das gesellschaftskonforme 
Erziehen von jungen Menschen darf im Vordergrund stehen, sondern 
die Emanzipation und die Entwicklung von kritischem Bewusstsein.
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